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Momente ohnePlastikkarte

Wie wichtig einige alltäg-
liche Dinge sind, merkt

man erst, wenn sie fort sind.
Denn wer hätte gedacht, dass
einzig eine Plastikkarte dar-
überentscheidenkann,obman
nach der Arbeit die Heimreise
antritt? Der Paderbörner hatte
jetzt diesen Aha-Effekt, als er
sein EC-Karte verlor und drin-
gend tanken musste. Natür-
lich hatte er die Karte sofort
sperren lassenundvorhernicht
nachgeschaut, ob er noch Bar-
geld in der Tasche hat. Denn
an das Geld auf dem Konto
müsstedoch trotzdemzukom-

men sein. Falsch gedacht. Kei-
ne Karte, kein Geld, hieß es am
Bankschalter. Jedenfalls nicht
mehr am selben Tag. Bargeld-
loses Bezahlen über das Smart-
phone – Fehlanzeige. Keine ak-
tivierte Karte, kein App-Zu-
gang und eine neue Karte kann
nicht mal eben ausgestellt wer-
den. Die muss erst reifen wie
ein guter Käse. ZumGlück half
ein Kollege aus der Patsche,
danke sagte kartenlos, . . .

Guten Morgen,rgen,

Paderborn
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¥ Paderborn. Ein 18-Jähriger
schlug am frühen Samstag-
morgen den Außenspiel eines
Autos mit einem Teleskop-
schlagstock ab – der Wagen
stand in unmittelbarer Nähe
des Bundespolizeireviers Pa-
derborn am Hauptbahnhof.
Die Beamten bemerkten den
Vorfall, nahmen die Verfol-
gung auf undkonntenden jun-
gen Mann festnehmen.
Bei der Durchsuchung des

18-Jährigen fanden die Poli-
zisten neben dem Teleskop-
schlagstock noch ein Faust-
messer sowie ein griffbereites

Gürtelmesser und einen beid-
seitig geschliffenen Dolch.
Die Durchsuchung des

Mannes brachte zudem eine
geringeMengeMarihuanaund
Sprühlackdosen zum Vor-
schein, die ebenfalls sicherge-
stellt wurden, heißt es in der
Pressemitteilung. Unaufgefor-
dert gab der Mann auch noch
zu, eine Wand mit Farbe be-
sprüht zu haben. Durch die
Bundespolizei wurde eine
Strafanzeige wegen Sachbe-
schädigung, Verstoß gegen das
Waffen- und gegen das Betäu-
bungsmittelgesetzt gestellt.
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B\`e <`eq\c]Xcc1 Die Bundespolizei ermittelt
wegen gefährlicher Körperverletzung

Von Jens Reichenbach

¥ Paderborn. Unbekannte
versprühten am Sonntag-
abend in der Nordwestbahn
vermutlich Reizgas – 20 Men-
schen wurden dabei verletzt.
Die Bahn war von Brack-

wede nach Paderborn unter-
wegs. Laut Jürgen Gerdes,
Sprecher der Bundespolizei,
waren der Zugbegleiterin wäh-
rend der Fahrkartenkontrolle
gegen 19.45 Uhr zwei Männer
aufgefallen, die sich ihrer Ver-
mutung nach der Kontrolle
entziehen wollten und in Bie-
lefeld-Sennestadt schnell aus-
stiegen. Noch vor dem Ver-
lassen des Zuges versprühten
nach Aussage von Zeugen die
bisher noch unbekannten
Männer eine unbekannte Flüs-
sigkeit, bei der es sich nach ers-
ten Ermittlungen vermutlich
um Reizgas handelte. 20 Rei-
sende verspürten Atemnot,
HustenreizundBrenneninden
Augen, außerdem wiesen sie
sichtbare Augenrötungen auf,

heißt es.DieZugbegleiterinder
Nordwestbahnhabe schnell re-
agiert, denZug gelüftet unddie
Reisenden aus dem Bereich
herausgebracht. Der betroffe-
ne Zug wurde abgesperrt. Von
der Bundespolizei werden nun
die Videoaufnahmen aus die-
ser Nordwestbahn gesichtet
und die Täter wegen gefährli-
cher Körperverletzung ange-
zeigt. Es war leider kein Ein-
zelfall: Erst im November gab
es auf der Fahrt nach Herze-
brock-Clarholz einen ähnli-
chen Vorfall, bei dem Fahr-
gäste nach dem Aussteigen in
Clarholz Reizgas in die Bahn
sprühten. Hierbei gab es min-
destens drei Verletzte. Im Ok-
tober versprühte der Täter auf
demWegvonHammnachBie-
lefeld im fahrenden Zug Pfef-
ferspray. Hier musste die Bahn
einen längeren Halt in Rheda-
Wiedenbrück einlegen. In bei-
den Fällen ermittelte die Bun-
despolizei wegen der „miss-
bräuchlichen Benutzung von
Pfefferspray oder Reizgas“.

>Ze UV_ F_eVcdTYcZWeV_]ZdeV_+ Hartmut Hüttemann, Alexander Senn, Willi Knaup und Stephan Hoppe. FOTO: SABINE KAUKE
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Mfi [\d 8iY\`kj^\i`Z_k1 Bereits vor zwei Jahren stand der ehemalige Paderborner FDP-Fraktionschef mit

seiner Firma in der Kritik wegen ausbleibender Lohnzahlungen
Von Mareike Gröneweg

¥ Kreis Paderborn. Hoch
schlugen die Wellen vor zwei
Jahren: Damals liefen Prozes-
se gegen den FDP-Fraktions-
chef im Paderborner Rat –
unter anderem weil Löhne in
dem Reinigungsunternehmen
G+JServicesnicht gezahltwor-
den waren.
In diesen Tagen wird der

Unternehmer erneut von sei-
nenMitarbeitern verklagt, weil
der Lohn ausbleibt. Wie das
Arbeitsgericht Paderborn be-
stätigte, laufen seit Januar 2018
rund 20 Zahlungsklagen und
drei Kündigungsschutzverfah-
ren gegen den Geschäftsfüh-

rer der Reinigungsfirma aus
Bad Lippspringe.
Laut Handelsregister ist die

Firma G+J Services in der heu-
tigen Reinigungsfirma mit Sitz
in Bad Lippspringe aufgegan-
gen. Der Geschäftsführer blieb
unverändert.
Zwischen Mitarbeitern und

Geschäftsführer dieser Firma
gibt es laut Holger Kuhlmey,
Direktor des Arbeitsgerichtes,
immer wieder Schwierigkei-
ten. Die Reihe von Zahlungs-
klagen beziehe sich in der Re-
gel auf fehlende Lohnzahlun-
gen sowie Löhne, die nur teil-
weise gezahlt würden. Er habe
den Eindruck, der Firma gehe
es finanziell nicht gut.

Der Eindruck wird bestä-
tigt. Laut dem Geschäftsfüh-
rer sei seine Firma „nicht plei-
te“, dafür aber klamm. Grund
dafür sei nicht zuletzt die
schlechte Presse vor zwei Jah-
ren.
Das habe ihn Kunden und

damit auch Umsatz gekostet.
Früher habe er rund 150 Mit-
arbeiter beschäftigt, heute 25.
„Die Verfahren gegen mich
wurden eingestellt. Unter den
Vorwürfen haben die Geschäf-
te gelitten“, sagt er aufNW-An-
frage.
Aktuell laufen drei Verfah-

ren zwischen ihm und seinen
Mitarbeitern am Paderborner
Arbeitsgericht, so der Ge-

schäftsführer. Viele der abge-
schlossenen Zahlungsverfah-
ren hätten mit einem Ver-
gleich geendet, nichtmit einem
Urteil. „Ich bin auch unglück-
lich, wenn ich nicht zahlen
kann“, sagt er. Als Begrün-
dung führt er unter anderem
an, dass seine Kunden verzö-
gert zahlen würden. „Ich habe
mich damals vorverurteilt ge-
fühlt und so ist es heute auch“,
schildert der Geschäftsführer
seine Sicht.
Gegen die damals zwei Ge-

schäftsführer der Firma G+J
Services wurde wegen Insol-
venzverschleppung ermittelt.
Das Verfahren wurde im No-
vember 2017 eingestellt.

Doch das Verfahren war
nicht der einzige Aufreger in
der Affäre um den früheren
Ratsherren.
Nachdem bekannt gewor-

den war, dass die Staatsan-
waltschaft gegen ihn ermittelt,
hatte er AnfangMärz 2017 sei-
nen Austritt aus FDP-Frak-
tion und Partei erklärt. Den
Fraktionsvorsitz hatte er be-
reits einige Tage zuvor nie-
derlegt, weil (Ex-) Mitarbeiter
undGeschäftspartner eine lan-
ge Liste von Vorwürfen gegen
ihn erhoben: Ehemalige Be-
schäftigte mussten Löhne vor
Arbeitsgerichten einklagen,
andere Gläubiger reklamier-
ten offene Rechnungen.
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¥ Paderborn. Experten von Straßen.NRW werden am Mitt-
woch, 6. Februar, und Donnerstag, 7. Februar, Baugrunderkun-
dungen imZugederB64überdieL755 (BorchenerStraße)durch-
führen. Dabei geht es um einen Neubau der im Jahr 1967 ge-
bautenBrücke.FürdieseArbeitenwirddie linkeFahrspur inFahrt-
richtung Salzkotten gesperrt. Die B 64 bleibt in beiden Fahrt-
richtungen durchgehend befahrbar.
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¥ Paderborn-Wewer. Zum Thema „Abschaffung der Straßen-
baubeiträge“ gibt es am Mittwoch, 6. Februar, von 16 bis 18
Uhr in der Gaststätte „ Zum Hölzchen“ in Wewer eine Veran-
staltung, an der die Initiatoren der Volksinitiative vom „Bund
der Steuerzahler“ teilnehmen. Sie berichten über den aktuellen
StandderVolksinitiativeund sammelnUnterschriften.Mehr zum
Thema ¦ 4. Lokalseite
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E\lYXl [\i JkX[km\inXckle^1 Bürger können für die Aufhebung des Ratsbeschlusses unterschreiben.

6.000 gültige Stimmen sind nötig. Von der Stadt kommt Kritik
Von Sabine Kauke

¥ Paderborn. Das Bürgerbe-
gehren zum geplanten Neu-
bau der Stadtverwaltung am
Abdinghof startet durch, die
Initiative will jetzt Fakten
schaffen: Ab sofort werden
Unterschriften gegendenRats-
beschluss zum Neubau der
Stadtverwaltung und für einen
Bürgerentscheid gesammelt.
Das gab die Initiative aus den
Fraktionsvorsitzenden Hart-
mut Hüttemann (FBI-Freie
Wähler), Alexander Senn
(FDP) und Stephan Hoppe
(Für Paderborn) gemeinsam
mit Unterstützer Willi Knaup
(Liberal-Konservative Refor-
mer) bekannt. Das Bürgerbe-
gehren ist die Vorstufe zum
Bürgerentscheid, für den die
Frage lautet: „Soll die Stadt Pa-
derborn den beschlossenen
NeubauderGebäudeteileC/Ca
der Stadtverwaltung unterlas-
sen?“
Am 15. November hatte der

Stadtrat mit den Stimmen von
CDU, SPD und Linksfraktion
entschieden, eine neue Ver-
waltung inklusive Platzgestal-
tung für rund 56 Millionen
Euro zu bauen. Dagegen woll-
te die Initiative damals direkt

ein Bürgerbegehren auf den
Weg bringen, weil sie den ge-
planten Neubau an Abding-
hof und Marienplatz für zu
groß und zu teuer hält. Eine Fi-
nanzierung sei nur durch eine
massive Neuverschuldung
möglich und würde laut In-
itiative bis 2023 zu einem neu-
en städtischen Schuldenre-
kord von über 422 Millionen
Euro führen. „Unser Ziel ist es,
dass die Bürger in Paderborn
darüber das letzte Wort ha-
ben. Wollen sie den Neubau
oder nicht?“, sagt Johannes
Willi Knaup.
Das Verfahren kam bisher

nicht in Gang, weil aus Sicht
der Stadt Paderborn für ein
Bürgerbegehren eine Kosten-
schätzung für eine alternative
Lösung notwendig ist. Die In-
itiatoren sollten dafür eine
Summe benennen. „Diese
Unterschriftenliste greift in
keiner Weise die rechtlichen
Hinweise auf, die die Stadt-
verwaltung von Beginn an for-
muliert hat und die vom Kreis
Paderborn bestätigt wurde“,
kritisiert die Stadt nun aktuell
ineinerReaktionaufdieUnter-
schriftensammlung. Nach der
Gemeindeordnung „sind die
mit der Durchführung der ver-

langten Maßnahme verbunde-
nen Kosten zwingend anzuge-
ben“, heißt es in der Stellung-
nahme der Stadt. Die Kosten-
schätzung sei ein wesentliches
Entscheidungskriterium für
die Information der Bürger
AuchLandratManfredMül-

ler erklärte vor wenigen Ta-
gen, sechs Wochen nach der
Anfrage der Initiative, dass er
erstens nicht zuständig sei, und
zweitens die Sicht der Pader-
borner Stadtverwaltung teile.
„Da irrt der Landrat völlig“,
meint Johannes Knaup. Auch
die Rechtsvertreter der Initia-
tive sowie der Verein „Mehr
Demokratie“ sind überzeugt,
dass die Initiatoren im Bür-
gerbegehren keine Kosten-
schätzung für eine Alternative
angeben müssen. „Es kann
nicht unsere Aufgabe sein,
Architekten für 200.000 Euro
zu beauftragen“, sagt Stephan
Hoppe. „Der Stadtrat muss
entscheiden, was eine Alter-
native kosten würde. Es ist
traurig, dass man das Begeh-
renmit formalenGründenaus-
bremst“, betont Hüttemann
und ergänzt: „Es gibt mehrere
Beispiele von Bürgerbegehren
ohne Kostenschätzung.“
Rechtssicherheit sei nicht im-

mer eine Stärke der Stadt, er-
innert Stephan Hoppe an
Urteile zum Stadionbau, zu
Rolandsbadbau oder Wind-
energie.
Die Initiative benötigt beim

Bürgerbegehren 6.000 gültige
Unterschriften von Bürgerin-
nen und Bürgern als Voraus-
setzung für einen Bürgerent-
scheid. Die hierfür vorgesehe-
ne Frist von drei Monaten ha-
be mit dem Eingang des Land-
rat-Schreibens begonnen,
meint Hartmut Hüttemann.
„Aus unserer Sicht ist die Frist-
enhemmung damit aufgeho-
ben.“ Er ist gedämpft opti-
mistisch, dass die Zahl zu-
sammenkommt. „Das Interes-
se ist groß“, so Hüttemann.
„Wir kriegen 10.000 Unter-
schriften“, meint Willi Knaup
sogar. Die Listen sollen an-
schließend dem Stadtrat über-
geben werden, der sich dann
Gedanken machen müsse.
„Ich kann mir nicht vor-

stellen, dass sich der Rat über
6.000 Bürger-Stimmen hin-
wegsetzt“, sagt Hartmut Hüt-
temann. Vielmehr müsse der
Stadtrat dann seine Entschei-
dung überdenken und revi-
dieren. Um das Neubau-Vor-
haben per Bürgerentscheid zu

verhindern, müssten dann
rund 13.000 stimmberechtigte
Paderbornerinnen und Pader-
borner unterschreiben. Sollte
die Stadt hingegen das Begeh-
ren weiterhin aus formalen
Gründen wie Fristenhem-
mung oder Kostenschätzung
abwehren, ist die Initiative ent-
schlossen, den Gerichtsweg zu
beschreiten. „Dann wird ge-
klagt“, sagt Hartmut Hütte-
mann.
Die Stadt betont in ihrer

Mitteilung, dass derzeit weder
ein Anspruch auf Kostenschät-
zung durch die Stadt vorliege,
noch ein Fristhemmnis. Und
letztlich entscheide allein der
Rat über die Zulässigkeit eines
eingereichten Bürgerbegeh-
rens.
Die Unterschriftenlisten

gibt es zum Herunterladen
unter www.paderborn-ent-
scheidet.de. Auf dieser Home-
page wird auch bekannt gege-
ben, wo Listen ausgelegt wer-
den. Außerdem wird die In-
itiative in der CityUnterschrif-
ten sammeln.Dafürmüssenal-
lerdings noch Standplätze von
der Stadt genehmigt werden.
Abgegeben werden können die
Listen im Büro der Initiative
an der Giersmauer 1.


